
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

Verkündet am
24. September 1984' 
Spengler, 
Justizangestei1te

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

II ZR 2.5 6/83 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Frau Margot R stieg t

Klägerin, Revisionsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
und F.

gegen

1. Heinrich & Söhne GmbH & Co. KG, gesetzlich
vertreten durch ihre persönlich haftende Gesell­
schafterin, die WflB Vermögensverwaltungs GmbH, 
diese vertreten durch ihren Geschäftsführer,
Herrn Hermann Wö^Bt, C M t L B B V * S t r .  ^|,

2. Vermögensverwaltungs-Gesellschaft mbH,
gesetzlich vertreten durch ihren Geschäftsführer, 
Herrn Hermann WöB B B  tr‘

Beklagte, Revisionsbeklagte 
und Revisionsklägerinnen,
Rechtsanwälte 
und Dr.

Prof.Dr,- Prozeßbevollmächtigte:
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 24. September 1984 
durch den Vizepräsidenten des Bundesgerichtshofes 
Dr. h.c. Stimpel und die Richter Dr. Schulze, Dr. Bauer, 
Dr. Kellermann und Brandes

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Klägerin und der Beklagten 
wird das Urteil des 22. Zivilsenats in Darmstadt 
des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 
20. September 1983 im Kostenpunkt und insoweit 
aufgehoben, als zum Nachteil der Beklagten 
erkannt und der Antrag der Klägerin, die Beklagte 
zur Zahlung weiterer 26.714,90 DM nebst Zinsen 
zu verurteilen, abgewiesen worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerin war Kommanditistin der Beklagten zu 1.
Auf der Grundlage der Bestimmung unter II 4 Satz 1 des
Gesellschaftsvertrages vom 16. Februar 1971 kündigte
sie das Gesellschaftsverhältnis mit Schreiben vom
29. Juni 1981 zum 31. Dezember 1981. Die persönlich haftende
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Gesellschafterin, die Beklagte zu 2, und die weitere 
Kommanditistin machten von dem ihnen unter II 4 Satz 2 
des Gesellschaftsvertrages eingeräumten Recht Gebrauch, 
das Geschäft ohne Liquidation mit allen Aktiven und 
Passiven zu übernehmen und fortzuführen.

Mit der Klage verlangt die Klägerin von den 
Beklagten als Teil ihres Abfindungsanspruchs einen Betrag 
von 150.000 DM nebst Zinsen. Sie stützt sich auf die 
Vorschrift II 5 des Gesellschaftsvertrages, die folgenden 
Wortlaut hat:

"Für den Fall des Todes sowie der Kündigung gilt 
zusätzlich folgendes:
Verbleibende Gesellschafter sind berechtigt, beim 
Ausscheiden von Kommanditisten oder persönlich 
haftenden Gesellschaftern deren Geschäftsguthaben 
auszuzahlen. Das Geschäftsguthaben ergibt sich aus 
der Bilanz, die auf den Schluß des Wirtschaftsjahres 
aufzustellen ist, das dem Zeitpunkt des Ausscheidens 
vorangeht. Ein good will wird nicht berücksichtigt. 
Die Auszahlung des Guthabens oder der Anteile soll 
in zehn gleichen Jahresraten erfolgen, wobei die 
er.ste Rate frühestens sechs Monate nach Wirksam­
werden der Kündigung oder des Todes des Gesell­
schafters fällig wird."

Landgericht und Oberlandesgericht haben einen 
Abfindungsanspruch in Höhe von 267.149 DM als begründet 
erachtet und der Klägerin 1/10 dieses Betrages nebst 
10 % Zinsen seit 1. Juli 1982 zugesprochen. Die weiter­
gehende Klage wurde als zur Zeit unbegründet abgewiesen; 
der Abfindungsanspruch sei insoweit noch nicht fällig.

Hiergegen haben beide Parteien Revision eingelegt. 
Die Beklagten verfolgen mit der zugelassenen Revision 
ihren Antrag weiter, die Klage in vollem Umfange abzu­
weisen. Die Klägerin beantragt, die Beklagte zur 
Zahlung weiterer 26.714,90 DM nebst 10 % Zinsen seit
1. Juli 1983 zu verurteilen.
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Entscheidungsgründe:

I.

Die Revision der Beklagten ist begründet.

1. Nach dem unstreitigen Vorbringen der Parteien 
und den Feststellungen des Berufungsgerichts ist davon 
auszugehen, daß die Klägerin zum 31. Dezember 1981 aus 
der von den übrigen Gesellschaftern fortgeführten 
Gesellschaft ausgeschieden ist. Im Hinblick auf den damit 
entstandenen Abfindungsanspruch läßt es das Berufungsgericht 
ausdrücklich offen,ob und inwieweit § 733 BGB durch die 
Bestimmung II 5 des Gesellschaftsvertrages abbedungen 
sein soll und der Berechnung die buchmäßigen Ansätze der 
Jahresschlußbilanz zugrunde zu legen sind. Es geht 
zugunsten der Beklagten davon aus, daß der gesellschafts­
vertraglichen Regelung nur die Bedeutung einer "Buchwert­
klausel" zukommt,hält eine solche aber mit dem Landgericht 
für unwirksam, weil sie - wegen des Auseinanderfallens 
von Buchwerten und wirklichen Werten - zu einer unzulässigen 
Beschränkung des nach § 723 Abs. 3 3GB unabdingbaren 
Kündigungsrechts führen würde. Die Unwirksamkeit der 
Klausel führe nicht zur Anwendung des § 738 3GB, sondern 
nur dazu, daß der Klägerin ein Anspruch auf angemessene 
Abfindung zuzuerkennen sei, der hier die Beteiligung an 
den stillen Reserven umfasse. Sie könne somit einen Teil 
(20,9 %) der stillen Reserven in Höhe von 1.473.553 DM 
beanspruchen, die durch die Veräußerung des Betriebsgrund­
stücks am 8. Juli 1980 (Veräußerungspreis = 1.350.000 DM) 
aufgelöst worden seien. Nach Abzug ihres.negativen Kapital­
anteils von 41.389,47 DM ergebe sich ein Abfindungsbetrag 
von 267.149 DM. Da die Gesellschaft berechtigt sei, das 
Guthaben in 10 gleichen Jahresraten auszuzahlen, könne
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die Klägerin zur Zeit nur den am 1. Juli 1932 fällig gewordenen 
Betrag von 26.714,90 DM nebst Zinsen verlangen.

2. Die Revision der Beklagten rügt im Ergebnis zu 
Recht, daß das Berufungsgericht beim gegenwärtigen Prozeßstand 
angenommen hat, die gesellschaftsvertraglich festgelegte 
Abfindungsregelung sei unwirksam, soweit ihr die Bedeu­
tung zuzuerkennen ist, der Abfindungsanspruch der durch 
Kündigung ausscheidenden Gesellschafter sei auf der 
Grundlage der Buchwerte zu errechnen.

a) Entgegen der Auffassung der Revision ist dem 
Berufungsgericht allerdings darin zuzustimmen, daß die
- nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats 
grundsätzlich zulässige - Buchwertklausel dann als 
unzulässig zu erachten ist, wenn sie aufgrund wirt­
schaftlich nachteiliger Folgen, insbesondere wegen 
eines erheblichen Mißverhältnisses zwischen Buchwert 
und wirklichem Wert, die Freiheit des Gesellschafters, 
sich zu einer Kündigung zu entschließen, unvertretbar 
einengt. Das folgt aus § 723 Abs. 3 BGB, der nach
§ 105 Abs. 2 HGB auch auf die handelsrechtliche 
Personengesellschaft sowie auf die ordentliche Kündi­
gung unbefristeter Personengesellschaften anwendbar 
ist (vgl. BGHZ 23, 10, 15; Sen.ürt. v. 28.5.1979
- II ZR 217/78, WM 1978, 1064, 1065). Der Senat hält
es nicht für möglich, diese aus der zwingenden Vorschrift 
des § 723 Abs. 3 BGB abgeleiteten Grundsätze entsprechend 
den Ausführungen der Revision für Fälle der hier 
vorliegenden Art aufzugeben. Davon abgesehen, daß sich 
die Beteiligung der Klägerin nicht, wie die Revision 
meint, in einer Vermögensrechtlichen Beziehung erschöpfte, 
können für die Personengesellschaft geltende Vorschriften, 
die dem Schutz^ der persönlichen Freiheit der Gesellschafter
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dienen und die deshalb nach dein Willen des Gesetzgebers 
zwingend sind, nicht wegen einer mehr oder weniger 
kapitalistischen Organisation einer Personengesellschaft 
außer Kraft gesetzt werden (BGHZ 23, 10, 15).

b) Das angefochtene Urteil hält der rechtlichen 
Nachprüfung aber deshalb nicht stand, weil ein die Anwendung 
des § 723 Abs. 3 BGB rechtfertigendes Mißverhältnis 
zwischen dem Buchwert und dem wirklichen Wert des 
Gesellschaftsanteils nicht schon, wie das Berufungs­
gericht meint, dann bejaht werden kann, wenn in großem 
Umfange stille Reserven festzustellen sind. Denn der 
wirkliche Wert der Beteiligung an einem Gesellschafts­
unternehmen entspricht nicht dem Ergebnis der Addition 
von Buchwert und der auf die Beteiligung entfallenden 
stillen Reserven. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des erkennenden Senats ist der Beteiligungswert auf der 
Grundlage des wirklichen Wertes des lebenden Unternehmens 
zu errechnen (einschließlich der stillen Reserven und des 
good will des Unternehmens). Dieser ergibt sich im allgemeinen 
aus dem Preis, der bei einem Verkauf des Unternehmens als 
Einheit erzielt würde (vgl. BGHZ 17, 130, 136; Sen.Urt. 
v. 20.9.1971 - II ZR 157/68, WM 1971, 1450). Bei der 
Wertermittlung ist nach § 738 Abs. 2 BGB eine Schätzung 
möglich. Diese hat jedoch aufgrund konkreter Unterlagen zu 
erfolgen, so daß im allgemeinen ein Sachverständigengutachten 
erforderlich sein wird. Dabei wird regelmäßig mit der heute 
herrschenden Auffassung von dem Ertragswert auszugehen sein. 
Dem Substanzwert und damit den in den bilanziellen Buch­
werten steckenden stillen Reserven kommt insov/eit, sofern 
kein Ausnahmefall gegeben ist, nur noch mittelbare Bedeutung 
zu.

3. Das Berufungsurteil kann, soweit es von den 
Beklagten angefochten worden ist, aber auch deshalb keinen
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Bestand haben, weil das Berufungsgericht zu Unrecht davon 
abgesehen hat, die Abfindungsklausel des Gesellschafts­
vertrages auszulegen. Die zwischen den Parteien umstrittene 
Frage nach der Auslegung dieser Klausel kann nicht 
offen bleiben.

Das Berufungsgericht nimmt in Übereinstimmung mit 
dem Landgericht - insoweit zutreffend - an, daß die Unwirk­
samkeit der Abfindungsklausel, sofern sie als Buchwertklausel 
auszulegen ist, zu einer Lücke im Vertragsgefüge geführt 
hätte, die durch ergänzende Vertragsauslegung - und 
nicht durch § 738 BGB - zu schließen sei. Denn die 
besondere Bedeutung der Vertragsfreiheit für das Ver­
hältnis der Gesellschafter untereinander macht es erforder­
lich, der auf den objektivierten mutmaßlichen Willen der 
Vertragschließenden abzustellenden richterlichen Vertrags­
ergänzung den Vorrang vor dem dispositiven Gesetzesrecht ein­
zuräumen (vgl. Sen.Urt. v. 23.11.1978 - II ZR 20/78, WM 1979, 
327 m.w.N.). Dementsprechend bestehen auch keine recht­
lichen Bedenken dagegen, daß das Berufungsgericht im 
Wege der Vertragsergänzung der Klägerin einen Anspruch 
auf angemessene Abfindung zuerkannt hat, der (nur) die Betei­
ligung der Klägerin an den stillen Reserven umfaßt. Ihm 
kann jedoch nicht darin gefolgt werden, daß eine Abfindungs­
regelung, die die Beklagten verpflichtet, bei der Ermitt­
lung des Abfindungsanspruchs der Klägerin die stillen 
Reserven zu berücksichtigen, die Beklagten weniger stark 
oder jedenfalls nicht stärker belastet als eine Abfindung
entsprechend der Regelung des § 738 BGB, die das Berufungs­
gericht nach der Regelung des Gesellschaftsvertrags für 
möglich hält. Wenn, wie grundsätzlich geboten (vgl. die 
vorstehenden Ausführungen zu 2.), bei der Unternehmens­
bewertung die Ertragsaussichten des Gesellschaftsunternehmens
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berücksichtigt werden, so sagt der Buchwert einer Beteili­
gung - auch wenn er um die stillen Reserven vermehrt wird - 
nichts Entscheidendes zum wirklichen Wert einer Beteiligung 
aus. Er kann höher oder niedriger sein oder mit ihm zufällig 
übereinstimmen (vgl. hierzu im einzelnen Hennerkes/Binz,
DB 1983, 2669).

4. Danach muß das angefochtene Urteil, soweit die 
Beklagten verurteilt worden sind, aufgehoben werden.
Es bedarf zunächst der Auslegung der Abfindungsklausel.
Auf dieser Grundlage muß dann das Abfindungsguthaben 
neu ermittelt werden. Da die Auslegung eine umfassende 
tatrichterliche Würdigung des Vertragswortlauts und der 
maßgebenden Umstände erfordert und zur Ermittlung des 
Abfindungsguthabens weitere tatrichterliche Feststellungen 
notwendig sind, muß die Sache an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen werden.

II.

Die Revision der Klägerin ist ebenfalls begründet.

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß 
das angefochtene Urteil auch keinen Bestand haben kann, 
soweit der Antrag der Klägerin zur Zahlung weiterer 
26.714,90 DM nebst Zinsen abgewiesen worden ist. Die 
nachzuholende Auslegung des Gesellschaftsvertrages und die 
auf dieser Grundlage neu zu treffenden Feststellungen 
können zu einem Abfindungsguthaben führen, das den bisher
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zugesprochenen Betrag von 26.714,90 DM übersteigt.
Beim gegenwärtigen Prozeßstand muß die Frage nach der 
Höhe des Abfindungsbetrages als völlig offen erachtet 
werden.

Da das angefochtene Urteil, soweit es die Klägerin 
anficht, schon aus diesen Gründen aufzuheben und die 
Sache an das Berufungsgericht zurückzuverweisen ist, 
braucht auf die von der Revision der Klägerin erhobenen 
Rügen nicht eingegangen zu werden.

Stimpe] Richter am Bundesgerichts- Dr. Bauer
hof Dr. Schulze kann 
urlaubshalber nicht 
unterschreiben.

Stimpel

Dr. Kellermann Brandes


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES



